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Einleitung

A. Forschungsfrage

Die Frage nach dem Zusammenhang zwischen Demokratie und Kartell-
recht geht mit der Vorstellung Hand in Hand, die Existenz des Wettbewerbs 
könne die Demokratie fördern oder zumindest mit der Demokratie in Bezie-
hung stehen und auf sie Einfluss nehmen.

Für die hier gestellte Frage der Auswirkung des Phänomens Wettbewerb 
auf die Demokratie beziehungsweise des Zusammenhanges beider ist dem-
nach auf den Wettbewerb „als solchen“ abzustellen. Thema dieser Arbeit 
sind aus diesem Grunde die Auswirkungen des – durch das Kartellrecht – vor 
„Beschränkungen“ geschützten Wettbewerbs (namensgebend für das Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen [„GWB“]) auf die Demokratie.

Die Idee des Wettbewerbsschutzes basiert auf der zweiseitigen Annahme, 
dass der Mechanismus des Wettbewerbs sich einerseits ungestört entfalten 
soll, man sich das Walten des Wettbewerbs auf der anderen Seite aber auch 
zu Nutzen machen möchte. Anhand der Worte von Franz Böhm, „daß Wett-
bewerb und Wettbewerb verschiedene Dinge sind“1, nämlich je nachdem, ob 
er in modifizierender Weise oder als hauptsächliche Kraft in Erscheinung 
tritt2, kann man sich verdeutlichen, dass unser Untersuchungsobjekt der 
Wettbewerb ist, der als hauptsächliche Kraft und Grundprinzip3 in Erschei-
nung tritt.

B. Gang der Untersuchung/Methode

Erste Station ist eine kurze Untersuchung der Beziehung zwischen Grund-
gesetz und Kartellrecht; dies erfolgt zum Einstieg um eine Vorstellung von 

1  F. Böhm, Wettbewerb und Monopolkampf. Eine Untersuchung zur Frage des 
wirtschaftlichen Kampfrechts und zur Frage der rechtlichen Struktur der geltenden 
Wirtschaftsordnung, 1933, Nachdruck, E.-J. Mestmäcker (Hrsg.), 2010, S. 117.

2  So Böhm, Wettbewerb (Fn. 1), S. 117.
3  Grundlegend zum Wettbewerb als Grundprinzip z. B. F. Böhm/W. Eucken/ 

H. Großmann-Doerth, Unsere Aufgabe, 1936, wiederabgedruckt in: N. Goldschmidt/ 
M. Wohlgemuth (Hrsg.), Grundtexte zur Freiburger Tradition der Ordnungsökono-
mik, 2008, S. (27) 36.
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etwaigen verfassungsrechtlichen Implikationen zu gewinnen. An zweiter 
Stelle sollen die Ziele und Wurzeln des Kartellrechts untersucht werden, dies 
erfolgt stets im Hinblick auf eine mögliche Demokratierelevanz. Im An-
schluss wird die Idee der Demokratie auf ihren grundlegenden Aussagegehalt 
überprüft, insbesondere daraufhin, ob sie über das Erfordernis eines demo-
kratischen Wahlverfahrens hinausgeht. Hierbei wird besonders auf ein „wer-
tebezogenes“ Demokratieverständnis eingegangen. Zum Abschluss der Arbeit 
wird untersucht, ob sich die Befunde in aktuellen kartellrechtlichen Entwick-
lungen beziehungsweise Entscheidungen zum Marktmachtmissbrauch spie-
geln. Dem Tatbestand des Marktmachtmissbrauchs wird in dieser Arbeit 
deshalb besondere Aufmerksamkeit zuteil, weil ein Zusammenhang zur De-
mokratie hier im ersten Zugriff naheliegender ist als bei anderen Tatbestän-
den des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.



Erstes Kapitel
Grundlagen des Verhältnisses von Demokratie  

und Kartellrecht

A. Wettbewerbsschutz

I. Der Wettbewerb ist als solcher geschützt

Regelmäßig wird im kartellrechtlichen Kontext die Schwierigkeit einer 
gelungenen Definition des Wettbewerbsbegriffes thematisiert4. Für die Zwe-
cke der folgenden Untersuchung genügt es, Wettbewerb als einen Prozess zu 
verstehen, bei dem der Erfolg eines Teilnehmers vom Erfolg mit ihm rivali-
sierender anderer Teilnehmer (Wettbewerber) beeinflusst wird5.

Für die Untersuchung der Frage, wie sich der Schutz des wirtschaftlichen 
Wettbewerbs durch das Kartellrecht im Hinblick auf das Demokratieprinzip 
verhält, muss eine Annäherung daran erfolgen, worauf das Kartellrecht der-
zeit mit dem Wettbewerbsschutz abzielt beziehungsweise worauf es abzielen 
sollte.

Wichtig ist es vorab, dass der zu Grunde liegende Gedanke des Schutzes 
des Wettbewerbs6 von dem Bild einer Einhegung des Wettbewerbs getrennt 

4  Siehe beispielhaft. V. Emmerich/K. W. Lange, Kartellrecht, 15. Aufl., 2021, S. 1; 
I. Schmidt/J. Haucap, Wettbewerbspolitik und Kartellrecht, 10. Auflage, 2013, S. 3.

5  A. Suchanek, Wettbewerb, in: W. Heun/M. Honecker u. a. (Hrsg.), Evangelisches 
Staatslexikon. Neuausgabe 2006, S. 2697 (2697): „W. [Wettbewerb, Anmerkung der 
Verfasserin, M.S.] stellt eine grundlegende gesellschaftliche Interaktionssituation dar, 
in der zwei oder mehr Akteure um die Erlangung von Ressourcen, Positionen, Aufträ-
gen […] rivalisieren. Beispiele lassen sich in allen Bereichen finden: […] Unterneh-
men [konkurrieren] um Marktanteile“; aus ökonomischer Perspektive: N. G.  Man
kiw/M. P. Taylor, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, 8. Aufl. 2021, S. 64: „Wettbe-
werb existiert, wenn zwei oder mehr Unternehmen um Konsumenten rivalisieren“; 
siehe auch die Darstellung bei Schmidt/Haucap, Wettbewerbspolitik (Fn. 4), S. 3 f., 
die für den wirtschaftlichen Bereich die „Existenz von Märkten mit […] mindestens 
zwei Anbietern oder Nachfragern, […] die sich antagonistisch […] verhalten, d. h., 
[…] ihren Zielerreichungsgrad zu Lasten anderer Wirtschaftssubjekte verbessern wol-
len“ für maßgeblich halten.

6  Z. B. J. Busche, in: J. Busche/A. Röhling (Hrsg.), Kölner Kommentar zum Kar-
tellrecht, Bd. I, 2017, §§ 1–34a, § 19 Rn. 4.




